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En twu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 und das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 – AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/201x wird wie folgt geändert: 

1. Im § 6 Abs. 1 wird nach Z 6 folgende Z 6a eingefügt: 
 „6a. Teilpension – erweiterte Altersteilzeit;“ 

2. § 27 Abs. 3 lautet: 
„(3) Für Personen, die eine Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung aus einem 

Versicherungsfall des Alters, ein Sonderruhegeld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. 
Nr. 354/1981, oder einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft beziehen, gebührt kein Altersteilzeitgeld. Für Personen, die das gesetzliche Pensionsalter 
vollendet haben und die Anspruchsvoraussetzungen für eine derartige Leistung erfüllen, gebührt kein 
Altersteilzeitgeld. Für Personen, die Altersteilzeit auf Grund einer Blockzeitvereinbarung leisten, gebührt 
auch dann kein Altersteilzeitgeld, wenn diese das gesetzliche Pensionsalter noch nicht vollendet haben 
und keine der im ersten Satz genannten Leistungen beziehen, aber die Anspruchsvoraussetzungen dafür 
erfüllen. Die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug einer Korridorpension gemäß § 4 
Abs. 2 APG steht jedoch dem Anspruch auf Altersteilzeitgeld für den Zeitraum von einem Jahr, längstens 
bis zur Erreichung der Anspruchsvoraussetzungen für eine vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer, nicht entgegen.“ 

3. Nach § 27 wird folgender § 27a samt Überschrift eingefügt: 
„Teilpension – erweiterte Altersteilzeit 

§ 27a. (1) Ein Arbeitgeber, der ältere Personen, die den Anspruch auf eine Korridorpension erfüllen, 
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt und diesen bei kontinuierlicher Verringerung ihrer 
Arbeitszeit auf Grund einer Teilpensionsvereinbarung einen Lohnausgleich gewährt, hat bei Erfüllung der 
nachstehend genannten Voraussetzungen Anspruch auf eine Abgeltung seiner zusätzlichen 
Aufwendungen in Form einer Teilpension. 

(2) Eine Teilpension gebührt für Personen, die 
 1. in den letzten 25 Jahren vor der Geltendmachung des Anspruches (Rahmenfrist) 780 Wochen 

arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt waren, wobei auf die Anwartschaft anzurechnende 
Zeiten gemäß § 14 Abs. 4 und 5 berücksichtigt und die Rahmenfrist um 
arbeitslosenversicherungsfreie Zeiten der Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des 
15. Lebensjahres erstreckt werden, 
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 2. auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung ihre Normalarbeitszeit, die im letzten Jahr der 
gesetzlichen oder kollektivvertraglich geregelten Normalarbeitszeit entsprochen oder diese 
höchstens um 40 vH unterschritten hat, kontinuierlich auf 40 bis 60 vH verringert haben, 

 3. auf Grund eines Kollektivvertrages, einer Betriebsvereinbarung oder einer vertraglichen 
Vereinbarung 

 a) bis zur Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG einen Lohnausgleich in der Höhe von 
mindestens 50 vH des Unterschiedsbetrages zwischen dem im letzten Jahr (bei kürzerer 
Beschäftigungszeit in einem neuen Betrieb während dieser kürzeren, mindestens drei Monate 
betragenden Zeit) vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit durchschnittlich gebührenden 
Entgelt und dem der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Entgelt erhalten und 

 b) für die der Arbeitgeber die Sozialversicherungsbeiträge entsprechend der Beitragsgrundlage 
vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit entrichtet und 

 4. auf Grund eines Kollektivvertrages, einer Betriebsvereinbarung oder einer vertraglichen 
Vereinbarung Anspruch auf Berechnung einer zustehenden Abfertigung auf der Grundlage der 
Arbeitszeit vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit haben; für die Berechnung einer 
Abfertigung nach dem BUAG gilt § 13d Abs. 3 BUAG. 

(3) Für Personen, die eine Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung aus einem 
Versicherungsfall des Alters, ein Sonderruhegeld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. 
Nr. 354/1981, oder einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft beziehen oder das gesetzliche Pensionsalter vollendet haben und die 
Anspruchsvoraussetzungen für eine derartige Leistung erfüllen, gebührt keine Teilpension. 

(4) Die Teilpension hat dem Arbeitgeber den zusätzlichen Aufwand, der durch einen Lohnausgleich 
bis zur Höchstbeitragsgrundlage in der Höhe von 50 vH des Unterschiedsbetrages zwischen dem im 
gemäß Abs. 2 Z 3 lit. a maßgeblichen Zeitraum vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit gebührenden 
Entgelt und dem der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Entgelt sowie durch die Entrichtung der 
Sozialversicherungsbeiträge entsprechend der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der 
Normalarbeitszeit in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den entsprechend der Beitragsgrundlage 
vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit entrichteten Dienstgeber- und Dienstnehmerbeiträgen zur 
Sozialversicherung (Pensions-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung einschließlich IESG-
Zuschlag) und den dem Entgelt (einschließlich Lohnausgleich) entsprechenden Dienstgeber- und 
Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung entsteht, abzugelten. Die Abgeltung hat in monatlichen 
Teilbeträgen gleicher Höhe unter anteiliger Berücksichtigung der steuerlich begünstigten 
Sonderzahlungen zu erfolgen. Lohnerhöhungen sind durch Anpassung der monatlichen Teilbeträge zu 
berücksichtigen. Kollektivvertragliche Lohnerhöhungen sind entsprechend dem Tariflohnindex zu 
berücksichtigen. Darüber hinausgehende Lohnerhöhungen sind nach entsprechender Mitteilung zu 
berücksichtigen, sofern der Unterschied zwischen dem tatsächlichen Lohn und dem der 
Teilpensionsberechnung zu Grunde gelegten indexierten Lohn mehr als 20 € monatlich beträgt. Im 
Rahmen einer kontinuierlichen Verringerung der Arbeitszeit auf Grund einer Teilpensionsvereinbarung 
sind Schwankungen der Arbeitszeit, die in einem Durchrechnungszeitraum von längstens einem Jahr 
ausgeglichen werden, zulässig. Zeiträume einer Kurzarbeit (§ 37b und § 37c AMSG) sind bei der 
Beurteilung der Voraussetzungen für die Teilpension entsprechend der für den jeweiligen Zeitraum 
vereinbarten Normalarbeitszeit zu betrachten. Wird der Anspruch auf Teilpension erst nach Beginn der 
Teilpensionsvereinbarung geltend gemacht, so gebührt die Teilpension rückwirkend bis zum 
Höchstausmaß von drei Monaten. 

(5) Der Arbeitgeber hat jede für das Bestehen oder für das Ausmaß des Anspruches auf Teilpension 
maßgebliche Änderung unverzüglich der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
anzuzeigen. 

(6) Die Teilpension stellt kein Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1994 (UStG 1994), BGBl. 
Nr. 663, dar. 

(7) Wenn eine der Voraussetzungen für den Anspruch auf Teilpension wegfällt, ist sie einzustellen; 
wenn sich eine für das Ausmaß der Teilpension maßgebende Voraussetzung ändert, ist sie neu zu 
bemessen. Wenn sich die Zuerkennung oder die Bemessung der Teilpension als gesetzlich nicht 
begründet herausstellt, ist die Zuerkennung zu widerrufen oder die Bemessung rückwirkend zu 
berichtigen. Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf oder Berichtigung einer Leistung ist der Empfänger 
der Teilpension zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten. Die Verpflichtung zum 
Rückersatz besteht auch hinsichtlich jener Leistungen, die wegen Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung eines Rechtsmittels oder wegen einer nicht rechtskräftigen Entscheidung des 
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Bundesverwaltungsgerichtes gewährt wurden, wenn das Verfahren mit der Entscheidung geendet hat, 
dass die Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang gebührten. 

(8) Für Personen, für die der Arbeitgeber bereits Altersteilzeitgeld gemäß § 27 bezogen hat, gelten 
die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 Z 2 auch als erfüllt, wenn die Herabsetzung der Arbeitszeit mit 
Beginn der Altersteilzeit erfolgte und seither ununterbrochen vorliegt. Eine Teilpension kann in diesem 
Fall jedoch nur für die auf die Höchstdauer von fünf Jahren gemäß § 27 Abs. 2 noch fehlende Zeit 
bezogen werden.“ 

4. Dem § 79 wird folgender Abs. 148 angefügt: 
„(148) § 6 Abs. 1 Z 6a, § 27 Abs. 3 und § 27a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

Artikel 2 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

Das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz – AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/201x, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 werden die bisherigen Z 6 und 7 als Z 7 und 8 bezeichnet und wird folgende neue Z 6 
eingefügt: 
 „6. Beiträgen der Pensionsversicherung zur anteiligen Abgeltung der Aufwendungen des 

Arbeitsmarktservice zur Vollziehung der Teilpensionen gemäß § 27a AlVG,“ 

2. Dem § 10 wird folgender Abs. 59 angefügt: 
„(59) § 1 Abs. 1 und § 20 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2015 

treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 

3. Dem § 19 wird folgender § 20 samt Überschrift angefügt: 
„Beiträge zur Finanzierung von Teilpensionen 

§ 20. Die gemäß § 1 Abs. 1 Z 6 zu leistenden Beiträge der Pensionsversicherung zur anteiligen 
Abgeltung der Aufwendungen des Arbeitsmarktservice zur Vollziehung der Teilpensionen gemäß § 27a 
AlVG sind der Arbeitsmarktrücklage zuzuführen. Die Modalitäten der Abrechnung und Mittelzuführung 
sind zwischen den Pensionsversicherungsträgern und dem Arbeitsmarktservice mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen zu vereinbaren.“ 
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